
AHV stellt erneute PVS-Kündigung in den Raum
Ausstieg Der Verwaltungsrat der AHV-IV-FAK-Anstalten hat am Donnerstag beschlossen, die am 18. September ausgespro-
chene Kündigung der PVS-Anschlussvereinbarung zurückzuziehen. Der Entscheid ist aber nicht endgültig, wie die AHV betont.

VON MICHAEL BENVENUTI

Die AHV-IV-FAK-Anstalten sind nach 
wie vor der Auffassung, dass ein Ein-
griff in operative Angelegenheiten 
der Anstalten – wie die Regelung der 
Personalvorsorge für die Mitarbeiter 
– nichts mit Sinn und Zweck einer 
Eignerstrategie zu tun hat, betont 
AHV-Direktor Walter Kaufmann in 
einer Aussendung. Gemäss gültigem 
Gesetz sei es angeschlossenen Insti-
tutionen wie der AHV überdies un-
benommen, bei der staatlichen Pen-
sionskasse PVS auszutreten und eine 
eigene Personalvorsorgelösung zu 
wählen. Da der Verwaltungsrat der 
AHV andererseits jedoch grundsätz-
lich verpflichtet sei, die Inhalte der 
von der Regierung vorgegebenen 
Eignerstrategie zu beachten, habe er 
im Moment keine andere Möglichkeit 
gesehen, als in Befolgung dieser neu-
en Vorgabe die Kündigung des An-
schlusses bei der staatlichen Pensi-
onskasse wieder zurückzuziehen. 

Kündigung am 30. Juni 2014

Der Verbleib bei der PVS ist jedoch 
nicht in Stein gemeisselt: Sollte sich 
aufgrund der Landtagsdebatte im 
November über die Änderung der 
Eignerstrategie der Regierung eine 
Änderung des Inhalts oder der Inter-
pretation dieser Eignerstrategie er-
geben, werde die AHV den PVS-An-

schluss per 30. Juni 2014 neuerlich 
kündigen, hält Kaufmann fest. 
Der AHV-Direktor legt im Schreiben 
zudem wert auf die Feststellung, 
«dass durch ein Ausscheiden der 
AHV bei der staatlichen Pensions-
kasse weder die Umsetzung der vor-
gesehenen neuen Pensionskassenlö-
sung in finanzieller oder sonstiger 
Hinsicht in irgendeiner Weise ge-
fährdet wäre, noch dass dadurch 
der Steuerzahler belastet würde». 
Eine solche eigene Lösung der Per-
sonalvorsorge bei den AHV-IV-FAK-
Anstalten hätte lediglich für die Mit-

arbeiter dieser Anstalten und für die 
Anstalten selbst als Arbeitgeber teil-
weise andere Auswirkungen, als sie 
bei einem weiteren Anschluss an die 
staatliche Pensionskasse zu erwar-
ten wären.

Wann wusste Regierung Bescheid?

Die AHV wehrt sich in ihrer Mittei-
lung auch gegen den Vorwurf der 
Regierung, diese mit ihrer Kündi-
gung überrascht zu haben: «Die 
Möglichkeit eines PVS-Ausstiegs 
wurde bereits seit Februar dieses 
Jahres in enger Zusammenarbeit 

zwischen Verwaltungsrat, Direktion 
und Belegschaft der AHV geprüft 
und es wurden entsprechende Rah-
menbedingungen ausgearbeitet.» 
Als die Regierung der AHV dann mit 
Brief vom 11. Juli 2013 mitteilte, dass 
ihrer Meinung nach ein solcher Ent-
scheid nur mit Zustimmung der Re-
gierung erfolgen könne, habe die 
AHV mit einem ausführlich begrün-
deten Schreiben vom 26. Juli erklärt, 
dass dies aufgrund geltender Rechts-
lage nicht zutreffend sei. «Der Regie-
rung wurde dabei auch genau ge-
schildert, wie die weitere vorgesehe-
ne Vorgangsweise mit Abstimmung 
der Mitarbeiter bis 10. September un-
ter anschliessender Beschlussfas-
sung des Verwaltungsrates am 17. 
September ist», schreibt die AHV. Ei-
ne Reaktion der Regierung auf dieses 
Schreiben sei aber nicht erfolgt.
Erst als der AHV-Verwaltungsrat am 
17. September aufgrund der fast ein-
helligen Zustimmung der Beleg-
schaft tatsächlich beschlossen habe, 
bei der PVS auszutreten und Offer-
ten für eine andere Lösung einzuho-
len, habe die Regierung reagiert. 
Wie das «Volksblatt» ausführlich be-
richtete, beabsichtigt die Regierung 
eine Änderung der Eignerstrategie, 
die es neu den AHV-IV-FAK-Anstal-
ten zwingend vorschreibt, bei der 
staatlichen Pensionskasse ange-
schlossen zu bleiben. 

PVS-Vertrauenskrise: Auch Post 
und AHV befassen sich mit Ausstieg
Zähes Ringen Die Mitarbeiter der Post sammeln Unterschriften und bei der AHV wird abgestimmt: Die Hoff nung der
Mitarbeiter auf eine schnelle Lösung in Sachen PVS ist erschüttert. Die Regierung müht sich derweil um sachliche Aufklärung.

VON HOLGER FRANKE

Regierungschef Adrian Hasler wird 
nicht müde zu betonen, wie sehr die 
Zeit in Sachen staatlicher Pensions-
kasse (PVS) drängt: «Es freut mich, 
dass der Landtag die hohe Dringlich-
keit der Vorlage erkannt und entspre-
chend die von der Regierung aufge-
zeigte Lösung unterstützt hat», hatte 
Hasler noch zuletzt im «Volksblatt»-
Interview vom vergangenen Don-
nerstag gesagt.
Tatsächlich steigt der Druck im Kes-
sel täglich – nicht nur auf der finan-
ziellen Seite, sondern auch auf der 
menschlichen Seite. Man mag es den 
betroffenen Mitarbeitern des Staats-
personals nicht verdenken – schliess-
lich geht es um ihre Altersvorsorge. 
Den Mitarbeitern der Post AG schrei-
tet der politische Prozess aber offen-
bar nicht schnell genug voran: Sie 
sammeln intern Unterschriften für 
einen Austritt aus der PVS. Herbert 
Rüdisser, Vorsitzender der Geschäfts-
leitung der Post AG, bestätigte ges-
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In den vergangenen Tagen hat Regierungschef Adrian Hasler viel Aufklärungsarbeit geleistet. Doch bei vielen
Staatsbediensteten bestehen noch immer Unsicherheiten, wie aktuell die Beispiele Post und AHV zeigen. (Foto: IKR/Risch)
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Das 
«Volksblatt» 
berichtete am 
14. September 
exklusiv über 
die drohende 
Kündigungs-
welle bei der 
PVS.


